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Abteilung 12
Kategorie Urteil
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1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum 25.09.2002

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum 15.06.2004

3. Instanz

Datum 23.11.2005

Die Revision des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Landessozialgerichts Baden-
WÃ¼rttemberg vom 15. Juni 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die Feststellungsklage wird abgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten im Wesentlichen Ã¼ber den Anspruch des KlÃ¤gers auf
Befreiung von der Rentenversicherungspflicht als selbststÃ¤ndiger Lehrer.

Der am 1. Januar 1946 geborene KlÃ¤ger war seit 8. MÃ¤rz 1999 selbststÃ¤ndig als
begleitender Betreuer von SchÃ¼lern und als Sprachtrainer tÃ¤tig und dabei
ausschlieÃ�lich von dem Fremdspracheninstitut Dr. B beauftragt. Dort arbeitete er
in der Regel unter 15 Stunden wÃ¶chentlich.
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Am 30. Juni 1999 beantragte der KlÃ¤ger zunÃ¤chst "vorsorglich die Befreiung von
der Rentenversicherungspflicht gemÃ¤Ã� Â§ 231 Abs 5 Sechstes Buch
Sozialgesetzbuch â�� Gesetzliche Rentenversicherung (SGB VI)". Im Laufe des
weiteren Verfahrens beantragte der KlÃ¤ger auÃ�erdem die Befreiung von der
Versicherungspflicht als selbststÃ¤ndiger Lehrer (Anhang zum Fragebogen vom 8.
April 2001 und Formblattantrag vom 8. Juni 2001). Die Beklagte nahm im Bescheid
vom 29. August 2001 auf den "Antrag vom 30. Juni 1999" Bezug und lehnte eine
"Befreiung nach Â§ 231 Abs 6 SGB VI" ab, da der KlÃ¤ger am 31. Dezember 1998
eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit noch nicht ausgeÃ¼bt habe. Widerspruch, Klage
und Berufung des KlÃ¤gers sind erfolglos geblieben (Widerspruchsbescheid der
Beklagten vom 5. Dezember 2001, Urteil des Sozialgerichts (SG) vom 25.
September 2002, Urteil des Landessozialgerichts (LSG) vom 15. Juni 2004).
WÃ¤hrend des Berufungsverfahrens hat die Beklagte mit weiterem Bescheid vom
19. November 2002 festgestellt, dass seit 25. Mai 2002 keine Versicherungspflicht
bestehe, da vorÃ¼bergehend keine versicherungspflichtige TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt
werde. Das Berufungsgericht ist davon ausgegangen, dass dieser Bescheid
Gegenstand des anhÃ¤ngigen Verfahrens geworden ist, hat ihn im Tenor des Urteils
allerdings nicht ausdrÃ¼cklich erwÃ¤hnt. Im Ã�brigen hat es seine Entscheidung im
Wesentlichen wie folgt begrÃ¼ndet: Der KlÃ¤ger sei als Lehrer
versicherungspflichtig. Sein Einkommen habe bis zur Beendigung seiner TÃ¤tigkeit
am 25. Mai 2002 fortlaufend Ã¼ber der jeweils maÃ�geblichen
GeringfÃ¼gigkeitsgrenze gelegen. Eine Befreiung nach Â§ 6 Abs 1a SGB VI scheide
unabhÃ¤ngig davon, ob man Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI neben Nr 9 aaO zur
Anwendung kommen lasse, Â§ 6 Abs 1a SGB VI aber nur auf letztere beziehe, oder
ob man die Versicherungspflicht nach Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI als vorrangig
einstufe, aus. Eine Befreiung nach Â§ 231 Abs 5 SGB VI sei aus dem gleichen Grund
nicht mÃ¶glich. Â§ 231 Abs 6 SGB VI scheide aus, weil der KlÃ¤ger seine TÃ¤tigkeit
erst nach dem 31. Dezember 1998 aufgenommen habe. Verfassungsrechtliche
Bedenken hiergegen bestÃ¼nden jeweils nicht. Bei Â§ 231 Abs 6 SGB VI handele es
sich um eine vor dem Gleichheitssatz der Verfassung gerechtfertigte
Stichtagsregelung, die sich daran orientiere, dass vielen SelbststÃ¤ndigen die
bestehende Rentenversicherungspflicht erst anlÃ¤sslich der EinfÃ¼hrung der
Sozialversicherungspflicht auch fÃ¼r sog arbeitnehmerÃ¤hnliche SelbststÃ¤ndige
zum 1. Januar 1999 bewusst geworden sei. Nur diesem Personenkreis habe
ausgehend von der "Signalwirkung" dieses Termins eine zeitlich befristete
BefreiungsmÃ¶glichkeit erÃ¶ffnet werden sollen, dagegen ginge eine Erstreckung
auf weitere Personengruppen Ã¼ber das Regelungsziel hinaus.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision verfolgt der KlÃ¤ger sein Begehren weiter.
Das Berufungsgericht sei zu Unrecht nicht auf seine verfassungsrechtlichen
Bedenken gegen das Bestehen von Versicherungspflicht nach Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB
VI eingegangen. Er habe seine TÃ¤tigkeit im Blick auf den Bezug von
Arbeitslosenhilfe bis zum 3. Juli 1999 und die streitige WeitergewÃ¤hrung dieser
Leistung Ã¼ber den genannten Zeitpunkt hinaus nur in einem Umfang von unter 15
Stunden ausgeÃ¼bt. GemÃ¤Ã� Â§ 27 Abs 5 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch
â�� ArbeitsfÃ¶rderung (SGB III) bestehe damit keine Versicherungspflicht in der
Arbeitslosenversicherung. Die demgegenÃ¼ber bei gleicher Sachlage in der
gesetzlichen Rentenversicherung bestehende Versicherungspflicht verstoÃ�e gegen
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die allgemeine Handlungsfreiheit und den Gleichheitssatz der Verfassung. Er sei
jedenfalls nach Â§ 231 Abs 6 SGB VI zu befreien. Es sei nicht erkennbar, warum vom
Wortlaut der Vorschrift nur Personen erfasst wÃ¼rden, die gerade am 31.
Dezember 1998 versicherungspflichtig gewesen seien. Stelle man dagegen auf die
Entbehrlichkeit eines Schutzes durch die Pflichtversicherung auf Grund einer
anderweitig bereits erfolgten Absicherung als entscheidendes Kriterium fÃ¼r die
Befreiung ab, sei auch der KlÃ¤ger auf dieser Grundlage zu befreien. DarÃ¼ber
hinaus komme auch eine Befreiung nach Â§ 231 Abs 5 SGB VI in Betracht. Der
KlÃ¤ger sei zusÃ¤tzlich versicherungspflichtig nach Â§ 2 Satz 1 Nr 9 SGB VI. Auch
bei Â§ 231 Abs 5 SGB VI erscheine das Abstellen auf den Stichtag willkÃ¼rlich und
verfassungswidrig. Hilfsweise sei darauf hinzuweisen, dass entgegen der Auffassung
des LSG die Voraussetzungen fÃ¼r die Befreiung von der Versicherungspflicht nach 
Â§ 6 Abs 1a Satz 1 Nr 1 SGB VI gegeben seien. Die Begrenzung des
Anwendungsbereichs der Norm auf allein nach Â§ 2 Satz 1 Nr 9 SGB VI
Versicherungspflichtige fÃ¼hre zu einer ungerechtfertigten Benachteiligung von
nach Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI rentenversicherungspflichtigen Lehrern, wenn diese,
die wie der KlÃ¤ger, gleichzeitig die Voraussetzungen des Â§ 2 Satz 1 Nr 9 SGB VI
erfÃ¼llen. Â§ 6 Abs 1a Satz 1 Nr 1 SGB VI sei verfassungskonform in der Weise
auszulegen, dass sie die AngehÃ¶rigen beider Gruppen von
Versicherungspflichtigen erfasse (Hinweis auf Schmidt, NZS 2001, 401, 403).
SchlieÃ�lich kÃ¶nne bereits im Rahmen des vorliegenden Rechtsstreits, jedenfalls
im Umfang des Hilfsantrages, die Versicherungspflicht des KlÃ¤gers bei einer
kÃ¼nftigen Wiederaufnahme der BerufstÃ¤tigkeit als selbststÃ¤ndiger Lehrer
geklÃ¤rt werden.

Der KlÃ¤ger stellt nunmehr folgende RevisionsantrÃ¤ge:

Die Urteile des Sozialgerichts Ulm vom 25. September 2002 und des
Landessozialgerichts Baden-WÃ¼rttemberg vom 15. Juni 2004 werden wie folgt
abgeÃ¤ndert:

1. Die Beklagte wird unter Aufhebung ihres Bescheides vom 29. August 2001 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 5. Dezember 2001 verurteilt, den KlÃ¤ger
in seiner TÃ¤tigkeit als selbststÃ¤ndiger Sprachtrainer von der Versicherungspflicht
in der gesetzlichen Rentenversicherung zu befreien.

2. Es wird festgestellt, dass der KlÃ¤ger auch nach einer etwaigen Wiederaufnahme
seiner selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit als Lehrer von der Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Rentenversicherung befreit ist. Hilfsweise: Die vorerwÃ¤hnte
Feststellung ist jedenfalls fÃ¼r den Fall zutreffend, dass der KlÃ¤ger diese
TÃ¤tigkeit in einem zeitlichen Umfang von unter 15 Stunden wÃ¶chentlich ausÃ¼bt.

4. Die Beklagte hat die dem KlÃ¤ger entstandenen auÃ�ergerichtlichen Auslagen zu
erstatten.

Die Beklagte beantragt , die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend. Der KlÃ¤ger unterliege, ohne
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dass dem verfassungsrechtliche Bedenken entgegen stÃ¼nden, der
Versicherungspflicht als selbststÃ¤ndiger Lehrer. Â§ 231 Abs 6 SGB VI kÃ¶nne auf
ihn keine Anwendung finden, da er seine TÃ¤tigkeit erst nach dem 31. Dezember
1998 aufgenommen habe. Eine erweiternde Anwendung der Norm komme nicht in
Betracht. Der KlÃ¤ger habe zudem keine anderweitige Alters- bzw
InvaliditÃ¤tsvorsorge getroffen. Er unterfalle auch nicht dem Anwendungsbereich
von Â§ 231 Abs 5 SGB VI und habe schlieÃ�lich auch kein Recht auf Befreiung nach 
Â§ 6 Abs 1a SGB VI. Die Versicherungspflicht nach Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI sei
gegenÃ¼ber derjenigen nach Nr 9 aaO vorrangig. Nur auf die letztgenannte Norm
beziehe sich indes Â§ 6 Abs 1a SGB VI.

II

Die Revision des KlÃ¤gers ist bereits unzulÃ¤ssig, soweit er im Verfahren vor dem
Bundessozialgericht (BSG) erstmals die Feststellung begehrt, dass er auch nach
einer etwaigen kÃ¼nftigen Wiederaufnahme seiner selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit als
Lehrer â�� jedenfalls bei einem zeitlichen Umfang von unter 15 Stunden
wÃ¶chentlich â�� von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung befreit ist. Dies ergibt sich schon daraus, dass im
Revisionsverfahren KlageÃ¤nderungen unzulÃ¤ssig sind (Â§ 168 Satz 1
Sozialgerichtsgesetz (SGG)). Im Ã�brigen ist die Revision unbegrÃ¼ndet. Dem
KlÃ¤ger steht fÃ¼r den noch streitigen Zeitraum vom 8. MÃ¤rz 1999 bis 24. Mai
2002 ein Anspruch auf Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung nicht zu.

Das Berufungsgericht ist im Ergebnis zutreffend davon ausgegangen, dass die
Beklagte hinsichtlich aller in Betracht kommenden BefreiungsmÃ¶glichkeiten eine
Entscheidung getroffen hat. Der Bescheid vom 29. August 2001, den das BSG als
Revisionsgericht in eigener ZustÃ¤ndigkeit auslegen kann, bezieht sich zwar
ausdrÃ¼cklich auf die Ablehnung einer Befreiung nach Â§ 231 Abs 6 SGB VI. Da
hierzu indes auf den Antrag vom 30. Juni 1999 Bezug genommen wurde, durfte ein
"objektiver" und mit der Sachlage vertrauter EmpfÃ¤nger in der Situation des
KlÃ¤gers von einer Verbescheidung aller in Frage stehenden Antragsbegehren
ausgehen. Dies haben ebenso die Beteiligten und die Instanzgerichte angenommen.

Der KlÃ¤ger war in der Zeit vom 8. MÃ¤rz 1999 bis 24. Mai 2002 nach Â§ 2 Satz 1 Nr
1 SGB VI versicherungspflichtig. Nach den tatsÃ¤chlichen Feststellungen des
Berufungsgerichts beschÃ¤ftigte er keinen Arbeitnehmer und erzielte durchgehend
ein Einkommen oberhalb der jeweiligen GeringfÃ¼gigkeitsgrenzen des Â§ 5 Abs 2
Satz 1 Nr 2 SGB VI iVm Â§ 8 Abs 1 Nr 1, Abs 3 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch
â�� Gemeinsame Vorschriften fÃ¼r die Sozialversicherung (SGB IV). Da eine
geringfÃ¼gige selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit iS von Â§ 8 Abs 1 Nr 1, Abs 3 SGB IV im
streitigen Zeitraum nur vorgelegen hÃ¤tte, wenn jeweils gleichermaÃ�en die
Einkommens- (bis 31. Dezember 2001: 630 DM, ab 1. Januar 2002: 325 EUR) wie die
Zeitgrenze (15 Stunden pro Woche) der Norm unterschritten worden wÃ¤re, ist
insofern ohne Belang, dass der KlÃ¤ger nur in einem zeitlichen Umfang von weniger
als 15 Wochenstunden gearbeitet hat.
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Wie der Senat bereits mehrfach entschieden hat, bestehen gegen die Einbeziehung
selbststÃ¤ndiger Lehrer als Pflichtversicherte in die gesetzliche Rentenversicherung
keine durchgreifenden verfassungsrechtlichen Bedenken (vgl zuletzt Urteil vom 22.
Juni 2005 â�� B 12 RA 6/04 R â�� SGb 2005, 446 = ZfS 2005, 224 = rv 2005, 155,
zur VerÃ¶ffentlichung in SozR vorgesehen). Hiervon abzuweichen gibt die Revision
keinen Anlass. Dies gilt auch, soweit sie sich unter Hinweis auf Â§ 27 Abs 5 Satz 1
SGB III auf eine fehlende Regelung der Versicherungsfreiheit beruft. Nach dieser mit
Art 1 Nr 6 Buchst c des Ersten Gesetzes zur Ã�nderung des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze â�� Erstes SGB III-Ã�nderungsgesetz vom
16. Dezember 1997 (BGBl I 2970) mit Wirkung vom 1. Januar 1998 eingefÃ¼hrten
Vorschrift sind in der Arbeitslosenversicherung versicherungsfrei Personen, die
wÃ¤hrend der Zeit, in der ein Anspruch auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe
besteht, eine mehr als geringfÃ¼gige, aber weniger als 15 Stunden wÃ¶chentlich
umfassende BeschÃ¤ftigung ausÃ¼ben; gelegentliche Abweichungen von geringer
Dauer bleiben unberÃ¼cksichtigt. Inwiefern Personen, wie der KlÃ¤ger, die schon
vom Tatbestand des Â§ 27 Abs 5 Satz 1 SGB III nicht erfasst werden, durch das
Fehlen einer vergleichbaren Norm im Recht der gesetzlichen Rentenversicherung
gleichheitswidrig benachteiligt sein kÃ¶nnten, bleibt nach seinem Vortrag offen. Zur
Versicherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung fÃ¼hrt â�� neben hier nicht in
Betracht kommenden sonstigen TatbestÃ¤nden â�� allein eine abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigung (Â§Â§ 24, 25 SGB III), nicht aber die AusÃ¼bung einer
selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit. Nur die Ausgrenzung einer qualifizierten Teilmenge
abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigungen â�� wie hier ausdrÃ¼cklich in Â§ 27 Abs 5 Satz 1
SGB III â�� kann damit ausnahmsweise dennoch zur Versicherungsfreiheit in der
Arbeitslosenversicherung fÃ¼hren, wÃ¤hrend hierzu fÃ¼r selbststÃ¤ndig TÃ¤tige
von vorneherein kein Anlass besteht. Ein Rechtsgrund, den Anwendungsbereich der
Vorschrift dennoch zunÃ¤chst Ã¼ber ihren Wortlaut hinaus sinnwidrig zu erweitern,
um anschlieÃ�end das so gewonnene VerstÃ¤ndnis auch auf die gesetzliche
Rentenversicherung zu erstrecken, ist nicht ersichtlich. Im Gegenteil wÃ¼rde
hierdurch das seinerseits von Verfassungs wegen rechtsgebundene BSG die
Grenzen der Rechtsauslegung Ã¼berschreiten und sich selbst an die Stelle des
Gesetzgebers setzen.

Die unter diesen UmstÃ¤nden allein feststellbare Inkongruenz des Kreises der
Versicherungspflichtigen, die sich hier aus der Einbeziehung in der
Arbeitslosenversicherung nicht erfasster selbststÃ¤ndig tÃ¤tiger Lehrer in die
gesetzliche Rentenversicherung ergibt, begegnet ebenfalls keinen Bedenken. Sie ist
lediglich ein spezieller einfachgesetzlicher Ausdruck der Regelungsmacht des
Gesetzgebers, im Rahmen seiner Gesetzgebungskompetenz aus Art 74 Abs 1 Nr 12
Grundgesetz (GG) die jeweilige Versichertengemeinschaft nach dem spezifischen
SchutzbedÃ¼rfnis der Betroffenen einerseits und dem Gesichtspunkt der
FunktionsfÃ¤higkeit einer leistungsfÃ¤higen und finanziell stabilen
Solidargemeinschaft andererseits zu bilden (vgl etwa zur gesetzlichen
Krankenversicherung BVerfG Beschluss vom 9. Februar 1977, 1 BvL 11/74, BVerfGE
44, 70 = SozR 5420 Â§ 94 Nr 2; Beschluss vom 16. September 1986, 2 BvR 357/85,
SozR 5850 Â§ 1 Nr 12; Beschluss vom 4. Februar 2004, 1 BvR 1103/03, SozR 4-2500
Â§ 5 Nr 1; zur Arbeitslosenversicherung BVerfG Beschluss vom 27. Mai 1964, 1 BvL
4/59, BVerfGE 18, 38 = SozR Nr 54 zur Art 3 GG und Beschluss der 3. Kammer des
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1. Senats vom 3. Juli 1989, 1 BvR 1487/88, SozR 4100 Â§ 168 Nr 21). Der KlÃ¤ger
wird hierdurch in seinen Grundrechten aus Art 2 Abs 1 und 3 Abs 1 GG nicht
verfassungswidrig beeintrÃ¤chtigt.

Ebenso wenig wÃ¤re der KlÃ¤ger schlieÃ�lich in seiner TÃ¤tigkeit als
selbststÃ¤ndiger Lehrer versicherungsfrei, wenn er gleichzeitig auch als Bezieher
von Arbeitslosenhilfe rentenversicherungspflichtig wÃ¤re. Vielmehr gilt mangels
einer speziellen gesetzlichen Regelung auch insofern, dass verschiedene
Sachverhalte, auch wenn sie in einer Person zusammentreffen, getrennt und
unabhÃ¤ngig von einander zu beurteilen sind (vgl bereits Urteil des Senats vom 13.
September 1979, 12 RK 26/77, BSGE 49, 38, 39 = SozR 2200 Â§ 1227 Nr 29).

Der KlÃ¤ger kann sich nicht mit Erfolg darauf berufen, er sei nach Â§ 231 Abs 6 SGB
VI von der Versicherungspflicht zu befreien. Diese Norm ist auf ihn schon deshalb
nicht anwendbar, weil er nach den Feststellungen des Berufungsgerichts am 31.
Dezember 1998 keine versicherungspflichtige selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit
ausgeÃ¼bt hat. Eine darÃ¼ber hinausgehende Erweiterung des betroffenen
Personenkreises ist ohne VerfassungsverstoÃ� ausgeschlossen. Der Senat verweist
insofern auf seine Entscheidung vom heutigen Tage im Rechtsstreit B 12 RA 5/03 R
(zur VerÃ¶ffentlichung in SozR vorgesehen). Insbesondere kann daher nicht etwa
allgemein die Entbehrlichkeit des Schutzes durch die Pflichtversicherung auf Grund
einer anderweitig bereits erfolgten Absicherung zur Grundlage der Befreiung
gemacht werden. Keineswegs stellt das geltende Recht nÃ¤mlich eine generelle
WahlmÃ¶glichkeit zwischen dem Schutz der gesetzlichen Pflichtversicherung und
den Resultaten individueller Vorsorge zur individuellen Disposition der Betroffenen,
sondern es verdrÃ¤ngt in seinem Anwendungsbereich gerade grundsÃ¤tzlich und in
aller Regel die individuelle Vorsorgefreiheit.

Der KlÃ¤ger kann sich mangels ZugehÃ¶rigkeit zum begÃ¼nstigen Personenkreis
auch nicht mit Erfolg auf Â§ 231 Abs 5 SGB VI berufen, denn er war als Lehrer nur
nach Â§ 2 Satz 1 Nr 1 SGB VI versicherungspflichtig und nicht nach Â§ 2 Satz 1 Nr 9
SGB VI, auch wenn er nur fÃ¼r einen Auftraggeber tÃ¤tig gewesen ist. Der Senat
verweist auch zum VerhÃ¤ltnis von Â§ 2 Satz 1 Nr 1 und 9 SGB VI und zu Inhalt und
VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit von Â§ 231 Abs 5 SGB VI auf seine Entscheidung im
Rechtsstreit B 12 RA 5/03 R.

Der KlÃ¤ger kann sich schlieÃ�lich auch nicht auf Â§ 6 Abs 1a SGB VI berufen. Auch
diese Vorschrift ist ausdrÃ¼cklich den nach Â§ 2 Satz 1 Nr 9 SGB VI
Versicherungspflichtigen vorbehalten und findet damit auf den bereits nach Â§ 2
Satz 1 Nr 1 SGB VI versicherungspflichtigen KlÃ¤ger keine Anwendung (s bereits
Urteil des Senats vom 12. Oktober 2000, B 12 RA 2/99 R, SozR 3-2600 Â§ 2 Nr 5 S
36; nÃ¤her zu Inhalt und Voraussetzungen von Â§ 6 Abs 1a SGB VI Urteil des Senats
vom 24. November 2005 im Rechtsstreit B 12 RA 9/03 R; zum VerhÃ¤ltnis von Â§ 2
Satz 1 Nr 9 SGB VI zu weiteren VersicherungspflichttatbestÃ¤nden im Ã�brigen
Urteil des Senats vom heutigen Tage im Rechtsstreit B 12 RA 5/03 R).
Verfassungsrechtliche Bedenken bestehen auch hiergegen nicht. Die MÃ¶glichkeit
einer Befreiung sog arbeitnehmerÃ¤hnlicher SelbststÃ¤ndiger fÃ¼r eine
ExistenzgrÃ¼ndungsphase von hÃ¶chstens drei Jahren ist zeitgleich mit Wirkung
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vom Zeitpunkt der erstmaligen EinfÃ¼hrung von Versicherungspflicht fÃ¼r diesen
Personenkreis am 1. Januar 1999 eingefÃ¼hrt worden. Der Gesetzgeber ist durch 
Art 3 Abs 1 GG nicht verpflichtet, dieses neue Rechtsinstitut der Befreiung fÃ¼r die
Zeit der ExistenzgrÃ¼ndungsphase ohne nÃ¤here PrÃ¼fung und Beobachtung
gleichzeitig auch mit begrenzender Wirkung fÃ¼r â�� wie hier â�� bereits seit
Jahrzehnten bestehende VersicherungspflichttatbestÃ¤nde einzufÃ¼hren. Dies
drÃ¤ngt sich gegenwÃ¤rtig schon nicht im Blick auf eine gleichsam auf der Hand
liegende vergleichbare SchutzbedÃ¼rftigkeit von Personen auf, die einerseits auf
Grund der ZugehÃ¶rigkeit zu einer bestimmten Berufsgruppe und die andererseits
auf Grund typisierender TÃ¤tigkeitsmerkmale in die gesetzliche Rentenversicherung
als Pflichtversicherte einbezogen sind. Ebenso wenig musste die Rechtsfolge des Â§
6 Abs 1a SGB VI deshalb unmittelbar auch auf weitere
VersicherungspflichttatbestÃ¤nde erstreckt werden, weil sie offenkundig geeignet
wÃ¤ren, den jeweils spezifischen EinschÃ¤tzungen von SchutzbedÃ¼rftigkeit, die
dem Gesetz zugrunde liegen, trotz des unterschiedlichen Kontexts vergleichbar
Rechnung zu tragen. Dem Gesetzgeber steht vielmehr gerade bei der Regelung
neuer Sachverhalte eine EinschÃ¤tzungs- und Gestaltungsfreiheit zu, die
grundsÃ¤tzlich nur zukunftsgerichtet durch seine Verpflichtung zur
"Produktbeobachtung" und zur Anpassung an spÃ¤ter gewonnene Erkenntnisse
begrenzt ist.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 13.02.2006

Zuletzt verändert am: 20.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               7 / 7

https://dejure.org/gesetze/GG/3.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/6.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/6.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
http://www.tcpdf.org

